
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 07.09.2011 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. VIII/327 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 14.09.2011 

Rat 15.09.2011 

 
 

 

Betreff: 7. Änderung des Bebauungsplanes "2. Änderung und Erweiterung 

Haus Holtwick" im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a 

Baugesetzbuch (BauGB) 

hier: Aufstellungsbeschluss sowie Beschluss zur öffentlichen 

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 

 

FB/Az.: IV/ 621.41 
 

 

Produkt: 53/09.001 Räumliche Planung und Entwicklung 
 

 

 

Bezug:  
 

 

 

Finanzierung: 

Höhe der tatsächlichen/ voraussichtlichen Kosten:  bisher ca. 200 € 
 

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:   

Über-/ außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von:    

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:   
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Das Verfahren zur 7. Änderung des Bebauungsplanes „2. Änderung und Erweiterung 
Haus Holtwick“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB für das Gebiet, das dem der Sitzungsvorla-
ge Nr. VIII/327 beigefügten Planentwurf zu entnehmen ist, wird beschlossen. Dieser Plan 
ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
Gemäß § 13a in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 und § 3 Abs. 2 BauGB wird die 
öffentliche Auslegung der Planunterlagen beschlossen. 
 
Dieser Beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 13a Abs. 3 Nr. 
1 und 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
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Sachverhalt: 

 

I.  Verkürzung des Fuß- und Radweges zwischen der „Heinrich-Backensfeld- 

    Straße“ und der Straße „In de Kämp“ 
 

Für das in der Anlage I schraffiert gekennzeichnete Grundstück Gemarkung Holtwick, 
Flur 8, Nr. 224 gibt es einen Kaufinteressenten, der das Grundstück jedoch nur dann 
erwerben möchte, wenn die Garage an der nördlichen Grundstücksgrenze errichtet 
werden kann (ähnlich wie bei dem bereits bebauten Flurstück Nr. 225). Wie aus der 

Anlage III, Plan A weiter zu entnehmen ist, ist die Erschließung des Grundstückes von 
der „Heinrich-Backensfeld-Straße“ aus vorgesehen, die Errichtung der Garage an der 
nördlichen Grundstücksgrenze aber nur dann möglich, wenn der Fuß- und Radweg 
verkürzt wird. Nachdem diese Änderung des Fuß- und Radweges mit dem Eigentümer 
des nördlich angrenzenden bereits bebauten Flurstückes Nr. 225 besprochen wurde, 
wünscht dieser vor seinem Wohnhaus ebenfalls eine Verkürzung des Fuß- und Rad-
weges. Damit aber nicht eine Durchfahrtsstraße mit Durchgangsverkehr entsteht, soll 

ein 3 m langes Teilstück des Fuß- und Radweges entsprechend dem Plan B erhalten 
bleiben. Auf diesem verbleibenden Fuß- und Radweg würden dann später Poller auf-
gestellt, die eine Durchfahrt verhindern. 
 
 

II. Änderung der ausgewiesenen Spielplatzfläche in Wohnbaufläche 
 

Die im Bebauungsplan (Plan A) südlich der Straße „In de Kämp“ ausgewiesene Spiel-
platzfläche soll einer Wohnbebauung zugeführt werden. Der geplante Spielplatz soll 
nicht mehr realisiert werden, da derzeit in unmittelbarer Nähe der Generationenpark 
Haus Holtwick mit vielfältigen Spielmöglichkeiten entsteht. Die vorgesehene Grund-

stücksaufteilung der bisherigen Spielplatzfläche mit Baugrenzen ist dem Plan B zu 
entnehmen. 

 
Da durch die vorstehenden Änderungen die Grundzüge des Bebauungsplanes geändert 
werden sollen, ist ein vereinfachtes Änderungsverfahren gemäß § 13 Bau GB nicht mög-
lich. 
 
Aufgrund der geringen Größe des Änderungsbereiches (zulässige Grundfläche von weni-
ger als 20.000 qm und als Maßnahme der Innenentwicklung) ist das beschleunigte Ver-
fahren gemäß § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) anwendbar. Durch 
die Änderung des Bebauungsplanes wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Weiterhin bestehen keine Anhalts-
punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten 
Schutzgüter.  
 

Der Änderungsbereich ist aus dem als Anlage II beigefügten Übersichtsplan zu entneh-
men. 
 
Der Satzungsentwurf, bestehend aus Satzungstext, Begründung und Planzeichnungen ist 

als Anlage III beigefügt.  
 
 
 
 
 
 
 



 - 3 - 
 
 
 
 
Zur Einleitung des Verfahrens ist nunmehr der Aufstellungsbeschluss gemäß § 13a 
BauGB zu fassen und die öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 2 BauGB zu beschließen. 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
 

Brodkorb 
Stellv. Fachbereichsleiterin 

Niehues 
Bürgermeister 

 
 
 

Anlage(n): 

 
Anlage I:   Katasterplan mit vorgesehener Grundstücksteilung 
Anlage II:  Übersichtsplan mit Änderungsbereich 
Anlage III: Satzungsentwurf bestehend aus Satzungstext, Begründung und 
                 Planzeichnungen 
 

 
 
 

Anlage(n): 

 
Anlage I:   Katasterplan mit vorgesehener Grundstücksteilung 
Anlage II:  Übersichtsplan mit Änderungsbereich 
Anlage III: Satzungsentwurf bestehend aus Satzungstext, Begründung und 
Planzeichnungen  
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